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Lutz Lienenkämper

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

lassen Sie auch mich als Minister für Bauen
und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfa-
len Sie sehr herzlich hier in Essen auf Zoll-
verein willkommen heißen. Zollverein ist
eines der bedeutendsten Baudenkmäler
Nordrhein-Westfalens und seit 2001 in die
Weltkulturerbeliste der UNESCO eingetra-
gen. Diese ehemalige Zeche ist heute Teil
der „Route der Industriekultur“ und eine
der wichtigsten kulturhistorischen Desti-
nationen in Nordrhein-Westfalen. Wandel
durch Kultur, Kultur durch Wandel. Das ist
das Motto der Kulturhauptstadt 2010. 
Zollverein, diese Zeche, ist ein Symbol für
Wandel und sicher ein Identifikation stif-
tender Ort, der zu Kreativität geradezu
einlädt. Und vielleicht auch deswegen ist
dieser Ort ein so gut gewählter Ort für die-
sen Kongress. 

Wir stehen in der Stadtentwicklung vor
großen Aufgaben. Die Anforderungen der
Menschen an ihre Städte haben sich deut-
lich verändert und verändern sich weiter.
Das hat nicht nur mit der Demografie zu
tun, sondern mit vielen anderen Ansprü-
chen, die Menschen an ihr Umfeld haben.
Viele, gerade Ältere, die sich vielleicht vor
10, 20 oder 30 Jahren das Häuschen im
Grünen mit dem kleinen Garten geleistet
haben, wollen sich heutzutage nicht mehr
bis ins hohe Lebensalter darum kümmern
müssen, sondern wollen gerne in zwei Mi-
nuten wieder im Theater oder Restaurant

sein und wünschen sich Orte der Öffent-
lichkeit, die Aufenthaltsqualität bieten
und an denen sie sich gerne aufhalten.
Viele Städte können das nicht mehr leis-
ten. Wir brauchen in der heutigen Zeit
moderne Bauten und moderne Umge-
bungen mit barrierefreien Gebäuden und
Wohnungen. Wir müssen Ältere, Behin-
derte und sonst in ihrer Beweglichkeit
Eingeschränkte in die Städte einladen
und moderne Wohnmöglichkeiten schaf-
fen. Die Städte werden in den nächsten
Jahrzehnten intensiv umgestaltet wer-
den müssen.

Dazu brauchen wir eine breite Diskussion
unter allen Fachleuten. Wir müssen uns 
gemeinsam dem Anspruch stellen, diesen
notwendigen Umbau mit der notwen-
digen Ästhetik zu verbinden. Wir müssen
uns überlegen, wie unsere Städte in 20
oder 30 Jahren aussehen sollen. Wir müs-
sen diese Aufgabe vom Menschen her den-
ken und auf allen Ebenen zunehmend den
Rahmen dafür schaffen, dass sich Men-
schen in den Städten, unseren Metropo-
len, aber auch im ländlichen Raum dauer-
haft wohlfühlen. 

Gerade jetzt, in Zeiten knapper Kassen,
müssen wir die Diskussion um Baukultur
besonders intensiv führen. Dazu gehört
nach meinem Dafürhalten auch eine Dis-
kussion über das, was ich effiziente Ästhe-
tik nenne. Das Schaffen von Räumen, in
denen Menschen sich wohlfühlen, muss

nicht zwingend teuer sein, sondern wir
können, wenn alle Fachleute daran mitar-
beiten, gemeinsam Wege und Möglichkei-
ten finden, wie ästhetisch und schön ge-
baut und umgestaltet werden kann, ohne
dass es gleich besonders teuer sein muss.
Weil das notwendig ist, freue ich mich
über alle Diskussionen, die um dieses
Thema kreisen

Ich freue mich darüber, dass Herr Minister
Tiefensee den dritten Kongress der Natio-
nalen Stadtentwicklungspolitik nach Nord-
rhein-Westfalen gebracht hat. Ich hoffe,
dass Sie alle aus den Diskussionen im Rah-
men dieses Kongresses wichtige Erkennt-
nisse ziehen können, die Sie in Ihre Arbeit
für unsere Städte und ihre Entwicklung
übernehmen können. Ich freue mich dar-
auf, dass wir die Gelegenheit bekommen
werden, integrativ über die Stadtentwick-
lung zu sprechen. Denn Stadtentwicklung
ist nicht nur Bauen, Kultur- und Sozialpoli-
tik, sondern auch Wirtschaftspolitik. Es gibt
kaum ein integrativeres Arbeitsfeld als die
Stadtentwicklung. Arbeiten wir im Rah-
men dieses Kongresses und jeder an seiner
Stelle weiter dafür, dass unsere Städte in
der Bundesrepublik Deutschland noch
schöner werden.



Gemeinsames Grußwort der Mit­
veranstalter 

In der gegenwärtigen Wirtschaftskrise, 
die weltweit Unternehmen und Handel 
und damit Arbeitsplätze, Einkommen und 
Zukunftsperspektiven der Menschen be­
droht, zeigt sich die elementare Bedeu­
tung der kommunalen Ebene. Die Krise 
führt dazu, dass die Städte und Gemein­
den als bürgernächste Ebene des Staates 
und als Anker für Stabilität und Identitäts­
findung an Bedeutung gewinnen. Die 
Menschen in den Städten und Gemeinden 
vertrauen auf den Erhalt und den Ausbau 
kommunaler Infrastrukturen und auf das 
verlässliche Angebot der kommunalen Ver­
waltung und kommunaler Unternehmen. 
Besonders die soziale Fürsorge, die Arbeits­
förderung sowie die Betreuungs- und Bil­
dungsangebote in den Kommunen finden 
die Anerkennung und Zustimmung der 
Menschen. Diese Leistungen sind die Vor­
aussetzungen für das Zusammenleben, für 
Arbeiten und Wirtschaften in den Städten 
und Gemeinden. 

Es ist ein Hauptanliegen der Kommunen, 
diese Leistungen der Daseinsvorsorge, die 
die Menschen vor den Auswirkungen der 
Krise schützen können, selbst krisenfest zu 
gestalten. Für die Gewährleistung und 
Weiterentwicklung dieser Dienstleistun­
gen, die nicht ohne Mehrausgaben und zu­
sätzliche Investitionen zu erreichen sind, 
benötigen die Städte und Gemeinden ins-

Dr. Petra Roth 

gesamt, im besonderen Maße aber finanz­
schwache Kommunen, dringend eine auf­
gabengerechte Finanzausstattung. Unver­
zichtbar ist es auch, mit anderen Mitteln 
neue Handlungsspielräume zu nutzen, 
beispielsweise durch striktere Prioritäten­
setzung, durch Ausgaben- und Aufgaben­
überprüfung und insbesondere durch eine 
deutliche Verbesserung der Kooperation 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen. 

Die Dienstleistungen in den Städten und 
Gemeinden sind immer lokal gestaltet und 
geprägt, aber niemals unabhängig vom 
politischen Wirken des Bundes und der 
Länder. Die wichtigste Voraussetzung für 
die Sicherung dieser Angebote bildet das 
erfolgreiche Kooperieren von Bund, Län­
dern und Kommunen. Werden die Anfor­
derungen größer, die Aufgaben schwieri­
ger, muss die Kooperation zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen verbessert wer­
den. So können wir nicht nur in der Krise 
helfen, sondern auch aus der Krise lernen. 

Die Nationale Stadtentwicklungspolitik 
steht mit diesem 3. Bundeskongress in 
Essen beispielhaft für eine konstruktive 
Kooperation der föderalen Ebenen. Die 
Sicherung der Standortqualitäten der 
Städte und Gemeinden als Orte der Arbeit, 
des Handels, der Dienstleistung, der Pro­
duktion, der Nachhaltigkeit, der Kultur 
und der Wissenschaft sowie der gesund­
heitlichen Versorgung und der übrigen 
Daseinsvorsorge muss als Voraussetzung 

Christian Schramm 

der erfolgreichen Überwindung der Wirt­
schaftskrise zuverlässig gelingen. Städte 
und Gemeinden begrüßen das Engage­
ment des Bundes bei der Auflage der Kon
junkturpakete I und II, die bereits jetzt eine 
positive Wirkung bei der Unterstützung 
der Wirtschaft vor Ort entfalten und die 
kommunale technische und soziale Infra
struktur vorangebracht haben. Angesichts 
der demografischen Entwicklung sowie 
insbesondere der Zukunftsherausforde­
rungen Bildung und Klimaschutz muss da
her die Nationale Stadtentwicklungspolitik 
vermehrt darauf ausgerichtet werden, 
Städte und Gemeinden als eigenverant­
wortliche Akteure zu stärken. Von beson­
derer Relevanz ist aus Sicht der Kommu
nen dabei eine Verstetigung der Städte
bauförderung des Bundes und der Länder 
auf hohem Niveau, um die genannten Zie
le zu erreichen. 

Im Rahmen der Nationalen Stadtentwick­
lungspolitik muss weiterhin die Bündelung 
aller Kräfte im Sinne eines intensiven Kom­
munikationsprozesses stattfinden: Gerade 
bei der Bewältigung der Folgen der Krise 
bleibt die Nationale Stadtentwicklungspo­
litik durch die Kooperation von Bund, Län
dern und Kommunen mit den Akteuren der 
Wirtschaft, Forschung, Kultur und der Zivil
gesellschaft eine unverzichtbare gemein
same Aufgabe. 

­
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Der Dialog zur Nationalen 

Stadtentwicklungspolitik
 
Wolfgang Tiefensee Bundesminister für Verkehr, 

Bau und Stadtentwicklung 

Lutz Lienenkämper Minister für Bauen und Verkehr 

des Landes Nordrhein -Westfalen 

Vorsitzender der Bauministerkonferenz 

Martin zur Nedden Fachkommission Städtebau 

des Deutschen Städtetages 

Roland Schäfer Vizepräsident des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes 

Moderation: Angela Elis 

Angela Elis: 
Was sind aus Ihrer Perspektive – Sie spre­
chen für Bund, Länder und Kommunen – 
die größten Herausforderungen für die 
Stadtentwicklungspolitik? 

Roland Schäfer: 
Man muss zwischen den aktuellen Heraus­
forderungen und denen, die langfristig, 
aber dafür umso dauerhafter wirken, un­
terscheiden. Ein aktuelles Thema ist sicher­
lich die Entwicklung der großen Waren­
häuser in den Kernstädten. Das Ganze 
wird verstärkt durch die aktuelle Situation 
der Finanzmarktkrise und zurückgehen­
der Steuereinnahmen in den Städten. Die 
aktuellen Fragen werden durch die langfri­
stigen Themen, die demografische Ent­
wicklung und den Klimaschutz, ergänzt. 
Das wirkt sich auf den Wohnungsbau, die 
Stadtentwicklung und die öffentliche In­
frastruktur aus. Das Konjunkturpaket II ist 
da sicher ein Push, der uns voranbringt und 
sowohl konjunkturell als auch langfristig 
richtig und notwendig ist. 

Martin zur Nedden: 
Bildung spielt gerade auf kommunaler 
Ebene eine zentrale Rolle. Wie können wir 
die Bürgerinnen und Bürger mit Migrati­
onshintergrund besser eingliedern? Die 
Themen Energie, Verkehr, aber auch die 
Notwendigkeit für flächensparende Pla­
nungen sind zu erwähnen. Wir müssen 
sehen, wie wir das, was heute an Bestän­
den da ist, energetisch sanieren können. 
Die energetische Ertüchtigung, die Aspek­
te des Denkmalschutzes berücksichtigt, 
wird eine interessante Herausforderung. 
Insofern werden wir in dieser ganzen Viel­
falt und räumlicher Differenziertheit die 
Probleme angehen müssen. Wir brauchen 
individuelle Lösungen, aber durchaus mit 
gemeinsamen Grundtendenzen. Das ist 
eine Qualität des Ansatzes der Nationalen 
Stadtentwicklungspolitik. 

Wolfgang Tiefensee: 
Vieles ist bereits gesagt, und die Liste ist 
noch lang. Eine besondere Herausforde­
rung für die Stadtentwicklung liegt in der 
Einbeziehung von Menschen. Wir brau­
chen die Gestaltung eines Gemeinwesens, 
das einen Bezug zum Gemeinwohl hat – 
und nicht nach dem Motto arbeitet „Wenn 
jeder an sich selbst denkt, ist an alle ge­
dacht“. Wie bringe ich Menschen aus ihrer 
Isolation und aus Ihrem Abstand zum Städ­
tischen zurück in die Stadtentwicklung? 
Nach meiner Erfahrung ist das, was im top­
down-Prozess versucht wird, nicht so gut 
wie das, was von unten entsteht. Das ist 

eine Diskussion, die wir in der Baukultur 
ständig führen. Die Kehrseite der Einbezie­
hung von Bevölkerung ist, dass wir fest­
stellen müssen, dass wir noch keine ge­
meinsame Sprache haben. Wenn man ein 
Bauwerk errichten oder einen Platz be­
bauen will und sich mit Bürgerinitiativen 
auseinandersetzt, die vehement ihre Mei­
nung durchsetzen wollen, treffen sie auf 
Fachleute, die in anderen Kategorien den­
ken und sich zum Teil nicht verständlich 
machen können. Man redet aneinander 
vorbei. Wir haben also einen Rückzug ins 
Private, einen Abstand vom Öffentlichen 
und der Politik. Wenn Engagement da ist, 
dann entsteht leicht der Eindruck, dass 
nur eine oberflächliche Einbeziehung der 
Bevölkerung erfolgt und die Ansichten 
nicht wirklich berücksichtigt werden. Das 
führt zum Rückzug der Bürger. 

Lutz Lienenkämper: 
Stadtentwicklung ist für meine Begriffe 
ein Gemeinschaftswerk. Wenn wir nicht 
an die Menschen in den Städten denken, 
die wir entwickeln wollen, dann machen 
wir Stadtentwicklung völlig falsch. Stadt­
entwicklung ist ein Gemeinschaftswerk, 
das nur mit allen Akteuren zusammen ent­
wickelt werden kann: den Eigentümern 
der Wohnimmobilien, den Planungspoliti­
kern vor Ort, den Geschäften in den Innen­
städten, den Betreibern der Kulturange­
bote. Die Aufgabe der öffentlichen Hand 
ist die eines Impulsgebers. Wir müssen 
viele private Initiativen in einem vorgege­
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Martin zur Nedden, Angela Elis, Lutz Lienenkämper, Wolfgang Tiefensee, Roland Schäfer (v.l.n.r.) 

benen Rahmen zur Blüte verhelfen und 
dazu motivieren, dass auch viele Private 
etwas tun. 

Angela Elis: 
Herr Minister Tiefensee hatte den Begriff 
vorhin genannt: Der Heimatlose in seiner 
eigenen Heimat. Was ist passiert in der 
Stadtentwicklungspolitik, dass sich Men­
schen in ihrer Heimat heimatlos finden? 

Martin zur Nedden: 
Es kommt insgesamt auf zivilgesellschaft­
liche Strukturen an. Es gibt Städte, die 
schon immer durch bürgerschaftliches 
Engagement geprägt waren. Ein gutes 
Beispiel dafür ist Leipzig, das sich immer 
als Bürgerstadt begriffen hat, in der die 
Bürger immer die wesentlichen Entwick
lungsimpulse gesetzt haben. Wir müssen 
immer wieder unsere Handlungen darauf
hin überprüfen, ob sie sich tatsächlich um­
setzen lassen. Gerade in den neuen Bun­
desländern gab es Anfang der 1990er Jah
re eine Aufbruchsstimmung mit Runden 
Tischen. Wir müssen jedoch selbstkritisch 
sehen, dass nach und nach mit den west­
deutschen Normen vieles an Initiative wie
der eingeschränkt wurde und das eine 
oder andere an Frustration entstanden 
ist. Wenn wir die Bürger mitnehmen wol
len, dann müssen wir z. B. auch im Rahmen 
der Nationalen Stadtentwicklungspolitik 
diskutieren, wie wir es schaffen, von För­
derrichtlinien bis hin zu Abstimmungspro
zessen in Verwaltung und Politik zu Me­

­

­

­

­

­

­

chanismen zu kommen, die dann auch 
dem Bürger den Eindruck vermitteln, dass 
er willkommen ist und dass er tatsächlich 
mitwirken kann. 

Wolfgang Tiefensee: 
Es geht auch um Alleinstellungsmerkmale 
der Städte versus Uniformität. Wenn ich in 
manchen Städten jemandem mit einem 
Schal über den Augen auf die zentrale Stra­
ße führe und den Schal abnehme, dann 
findet er rechts und links die gleichen Ge­
schäfte wie in der Stadt XY. Platzgestal­
tung und Architektur der Gebäude ähneln 
sich. Und in dem Moment verliert die Stadt 
nicht nur ihre Identität, sie wird verwech­
selbar und beliebig und man fühlt sich 
nicht mehr heimisch. Es kommt darauf an, 
dass Heimat durch Unverwechselbarkeit 
entsteht und Verwurzelung und Identitäts­
stiftung in der Stadt geschaffen wird. 

Angela Elis: 
Ein wichtiger Punkt ist das Thema Finan­
zen. Der Bund hat jetzt ein riesiges Kon­
junkturpaket auf den Weg gebracht. Wie 
viel kommt davon vor Ort schon an? 

Roland Schäfer: 
Das Paket ist klasse und genau das, was wir 
als kommunale Spitzenverbände gefordert 
haben: nicht über reine Steuersenkung zu 
versuchen, einen Impuls zu geben, son­
dern über ein Programm, das tatsächlich 
unten ankommt, bei den Handwerksbe­
trieben, der Bauindustrie im mittleren Be­

reich und den Familienunternehmen di­
rekt vor Ort. Die Schwerpunkte im Bil­
dungsbereich und der energetischen 
Sanierung sind notwendig, dort besteht 
Nachholbedarf. Die nächste Ebene sind 
die Verteilungsmechanismen auf Landes­
ebene, die sehr unterschiedlich sind. In 
Nordrhein-Westfalen wurde mit der Lan­
desregierung eine sehr gute Methode ge­
funden, damit Geld bei jeder Kommune 
ankommt – auch bei denen, die in der 
Haushaltssicherung sind oder die unter 
Nothaushalt stehen. Das Geld kommt an, 
es wird CO2 im großen Umfang einge­
spart, die Aufträge sind da und Arbeits­
plätze können gesichert werden. Das 
funktioniert hier bei uns, nicht unbedingt 
in der gesamten Bundesrepublik. 

Lutz Lienenkämper: 
Man sieht in den Städten und Gemeinden, 
dass ein Prozess der Kreativität in Gang 
gesetzt wurde, weil sie sich relativ früh 
Gedanken gemacht haben, wie Infrastruk­
tur und Bildung in der Stadt priorisiert 
werden können. Wir sollten aber nicht nur 
vom staatlichen Konjunkturprogramm 
reden, sondern auch in den Blick nehmen, 
welche privaten Folgeinvestitionen aus­
gelöst werden. Ein Beispiel dafür bietet 
auch das Programm „Soziale Stadt“: Für 
jeden staatlichen Euro, der in das Pro­
gramm investiert wird, gibt es ungefähr 
8 Euro an Investment privater Akteure zu­
rück. Das ist im besten Sinne Aktivierung 
privaten Engagements. 
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Städte: Kulturelle Welt-Räume?

Prof. Dr. Wolfgang Kaschuba, 
Geschäftsführender Direktor des Instituts 
für Europäische Ethnologie der 
Humboldt-Universität zu Berlin

Ich beschäftige mich mit der Kultur der
Städte, mit ihrer Zukunft als Entwick-
lungslabor unserer sozialen Lebenswel-
ten und kulturellen Lebensweisen. Der
Begriff „Kulturelle Welt-Räume“ umfasst
dabei einerseits die Städte als Innen- und
Lebenswelten ihrer Bürger, andererseits
die Städte als Begegnungsräume der Welt,
in denen auch die Außenwelten in Gestalt
von Migranten oder Touristen präsent sind.
Gerade hier wird diese klassische Gegen-
überstellung von einheimisch und fremd
zunehmend porös und fraglich. Denn un-
sere Städte sind historisch aus Mobilität
und Migration entstanden, als Ergebnis
gezielter Bewegungen von Menschen,
Ideen und Kulturen. Bewegung war und
ist daher ihr wirtschaftliches wie soziales
Konstitutionsprinzip. Mit den Worten 
des  Kulturphilosophen Georg Simmels:
„Städte sind Orte der Fremden, die heute
kommen und die morgen bleiben.“ Mit
ihnen kommen fremde Lebensstile und
neue Werte – und auch sie bleiben und sie
bleiben manchmal fremd. Es ist diese kul-
turelle Spannung der Verschiedenheit,
die das Prinzip der europäischen Stadtge-
schichte ausmachte und die auch ihr Zu-
kunftsprinzip bleiben wird. Auch in die-
sem Sinne verkörpern Städte daher „kul-
turelle Welt-Räume“, in denen unter-
schiedliche Weltbilder in Gestalt von
moralischen Werten und kulturellen Tra-
ditionen, von Sprachen und Mentalitä-
ten, von gegenseitigen Selbst- und
Fremdbildern aufeinandertreffen. 

Mit der „Kultur der Städte“ meine ich also
mehr als nur ihren Architektur- und Kunst-
bestand oder die klassische städtische Kul-
turpolitik. Mir geht es um das kulturelle
Gesamtkunstwerk Stadt, um eine Perspek-
tive, die in den Traditionen der europäi-
schen Stadt steht, die in den Konzepten
der sozialen Stadt denkt und die daraus
die Vision und das Programm einer kultu-
rellen Stadtgesellschaft, einer bürger-
gesellschaftlichen und zugleich welt-
offenen Stadtkultur weiterentwickelt.
Unsere Städte verkörpern heute damit
mehr denn je ein immenses soziales und
kulturelles Kapital. Angesichts knapper
Kassen und wirtschaftlicher Krise lautet
daher mein dringender Ratschlag an Kom-
munalpolitiker und Stadtkämmerer: Pfle-
gen Sie dieses kulturelle Kapital noch
sorgfältiger! Ohne vielfältige Kultur ent-
wickelt eine Stadt auch nur eine einfältige
Ökonomie und Gesellschaft!

Drei kulturelle Tendenzen möchte ich da-
bei in den Vordergrund der Auseinander-
setzung rücken: Vielfalt, Vermischung,
Vergemeinschaftung. 

Kulturelle Vielfalt
Wir betrachten heute die Stadtlandschaft
nicht mehr nur von ihrer bürgerlichen
Mitte aus, sondern auch von ihren Rän-
dern. Dabei scheint es die besondere kul-
turelle Attraktivität der städtischen Rän-
der, etwa die kulturellen Räume und Fi-
gurationen der Migranten, der Freizeit-

kulturen, der Jugendkulturen und der
städtischen Szenen  zu sein, die sich zwi-
schen Rathaus, Stadttheater und Kunst-
museum immer mehr in den Vorder-
grund schiebt. Es gehört offenbar zu den
Paradoxien unserer Gegenwart, dass ge-
rade jene Seite unserer Stadtgesellschaf-
ten, die immer wieder als nicht integriert
oder sogar als bedrohlich beschrieben
wird, einen wesentlichen Reiz urbaner
Kultur ausmacht. Der amerikanische An-
thropo loge Arjun Appadurai spricht von
„Scapes and Flows“, von Beziehungen und
Bewegungen, die unsere Stadtgesellschaf-
ten in neuer Weise nach außen verbin-
den. Etwa in Gestalt ethnischer Netzwer-
ke, in denen sich die Migration längst
global orientiert und bewegt. Entlang
dieser globalen Verbindungen wird Kul-
tur transferiert, ausgetauscht und in den
translokalen Netzwerken der Familien
und Verwandtschaften erneuert. So hat
die Migration aus der Karibik nach Europa
bekanntlich eigene Musik-, Trink- und Tanz-
stile mitgebracht. Der Transfer hat das 
Original räumlich verlassen, überholt und
kulturell überformt. Wir wollen zwar nicht
alle in Berlin-Kreuzberg oder im Hambur-
ger Schanzenviertel wohnen, aber wir 
wollen auch in unserem städtischen Da-
heim jenen Welt-Raum mit dem Anderen
und Fremden vorfinden – gleich um die
Ecke, die prickelnde Vorstellung einer 
Global City, einerseits spannend wie 
New York, andererseits gemütlich wie 
Castrop-Rauxel. 
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Die Aneignung und Umprägung öffentli-
cher Räume erfolgt heute vor allem auch
durch die urbanen Szenen und sozialen
Bewegungen. Sie gründen Musikkneipen
und Jugendzentren, erkämpfen sich Ver-
sammlungsorte und Party Locations –
nicht immer zum Wohlgefallen von
Nachbarn und Kommunalpolitikern. 

Wenn das neudeutsche Schlagwort „Di-
versity Management“ reale Bedeutung
entfalten soll, dann muss die Stadtpolitik
diesem Kräftespiel kultureller wie zivil-
gesellschaftlicher Initiativen Raum lassen.
Dann müssen Kommunikation der Weg
und Kompromiss das Ziel sein. Dann bleibt
auch jene produktive Spannung erhal-
ten, die Veränderung, Wandel und Neues
bewirkt und die spezifische kulturelle Fä-
higkeit des urbanen Raumes ausmacht. 

Kulturelle Vermischung
Ich ziehe diesen Begriff wegen seiner Rich-
tungsoffenheit der  Vokabel Integration
vor, die im deutschen Politikdiskurs oft
wenig mehr als die Aufforderung  zu
mehr sozialer Unauffälligkeit und kultu-
reller Eindeutschung bedeutet. Die so
Bedachten jedenfalls wollen statt der vor-
geschriebenen Trimm-dich-Pfade ins Deut-
sche oft eigene Wege in die Gesellschaft
gehen. Sie verweigern die Zwangsalterna-
tive von nationaler oder fremder Identität
und wählen lieber einen dritten Weg: die
lokale oder regionale Selbstidentifika-
tion als Bremer, als Bayer oder als Berliner.

Nur wenige wollen sich nirgendwo ein-
bringen. Vermischung statt Integration
annonciert so wechselseitige Begegnung,
dialogische Verständigung, offene Pro-
zesse statt ethnischer, nationaler oder
religiöser Abschottung. Dieser perma-
nente Prozess der Zu- und Abwande-
rung, der Wiederzu- und Abwendung,
der die urbane Dynamik ausmacht, stif-
tet ebenso soziale Differenz und Unruhe
wie er kulturelle Kompetenz und Energie
liefert. Gerade in Deutschland mit sei-
ner lange nicht vorhandenen Einwande-
rungspolitik bedeutet Migration eben
auch soziale Polarisierung, räumliche Se-
gregation, ökonomische Unterprivilegie-
rung und ungleiche Chancenverteilung.
Doch zeigt der europäische Vergleich,
dass unsere Stadtgesellschaften noch
keine unüberbrückbaren Risse und Grä-
ben aufweisen. Dabei liegt die Betonung
auf dem „noch“, denn dies wird sich dra-
matisch zuspitzen, wenn wir uns – heute –
nicht intensiver um die Zukunftschancen
der jungen Migranten kümmern und der
Neigung zu antimigrantischen Reden nicht
deutlicher Einhalt gebieten. Dabei ist es
mittlerweile wissenschaftlicher Konsens,
dass unsere Städte auf Migration ange-
wiesen sind, auf billige Arbeitsleistun-
gen, auf ethnische Ökonomien, auf
migrantisches Wissen, auf interkulturelle
Kompetenz. Migration und Mobilität las-
sen die Stadtgesellschaft nicht erodieren,
sondern konstituieren sie geradezu. Es ent-
stehen neue transnationale und transkul-

turelle Perspektiven städtischer Gesell-
schaft. Urbanität verkörpert insofern stets
eine hybride Konstellation, ein struktu-
relles Mischungsverhältnis. Hier entsteht
die Fähigkeit zu einem urbanen Kosmopo-
litismus, der die Stadt eben nicht als eine
Ansammlung von homogenen kulturellen
Blöcken und Kiezen versteht, sondern sie
als eine „gemischte“, hybride Welt erlebt.
Das gilt in deutschen Städten wie allmäh-
lich sogar für das Ost-West-Verhältnis:
Wir reden miteinander. 

Kulturelle Vermischung umfasst also die
Arbeit einzelner Initiativen und Vereine,
die bewusst soziale und kulturelle Hetero-
genität anstreben, zugleich aber auch
jenes System öffentlicher Räume und Ein-
richtungen, das als soziale und kulturelle
Infrastruktur aller Städte gepflegt werden
muss. Urbane Räume und Orte müssen
vielfältige Funktionen erfüllen, um die lo-
kale Vielfalt sichtbar und wirksam werden
zu lassen. Stadtpolitik muss daher dafür
sorgen, dass soziale und kulturelle Gren-
zen durchlässig und ökonomische Barrie-
ren niedrig bleiben. Sonst segregiert und
fragmentiert sich die Stadtgesellschaft
immer weiter. Mischung und Offenheit
müssen damit auch die Prinzipien jeder
städtischen Raum- und Baupolitik als ur-
baner Baukultur sein. 

Kulturelle Vergemeinschaftung
Urbane Vergemeinschaftung umfasst viele
neue Muster lokaler Identifikation und 



Identität, die soziale und kulturelle Zuge-
hörigkeit explizit als einen urbanen Habi-
tus thematisieren. Dabei geht es um
Zusammenschluss und Abgrenzung, um
Verständigung und Konflikt – um die Am-
bivalenz urbaner Kultur. Der Begriff „Ver-
gemeinschaftung“ wird hier sowohl für
dauerhafte und langfristige Strukturen
als auch für eher spontane und kurzfris-
tige Formen verwendet. Er schließt so-
ziale Milieus, ethnische Gruppierungen,
Sportvereine oder religiöse Gemeinden
ebenso ein wie kurzlebige Musikkonzerte
und Sportereignisse, öffentliche Festfor-
men und Events. Nun ist über städti-
sches Vereinsleben, über migrantische
Kieze oder über die Festivalisierung der
Stadtkultur in den letzten Jahrzehnten
viel geforscht und geschrieben worden.
All dies lässt sich zu Recht unter den Vor-
zeichen urbaner Vergemeinschaftung
betrachten, ganz besonders natürlich
die städtischen Vereine als eine klassische
Grundform. Inzwischen haben sich diese
urbanen Phänomene und Bewegungen
jedoch erheblich verbreitert und verän-
dert. So scheinen die Städte heute mehr
und mehr zu einem Netz von Treffpunkten
und zu einer Landkarte von Gemein-
schaftserlebnissen zu werden, mit dem
Stadtzentrum als zentralem und perma-
nentem Eventraum – als der City in der
City: die Party im Bunker, das Konzert im
Museum, die Konferenz im Bergwerk. So
ist die neue Attraktivität von Städten
wie Edinburgh, Barcelona, Manchester
oder auch Berlin ohne dieses neue urba-
ne Erlebnisangebot und ohne Branding
nicht erklärbar. Und damit droht natür-
lich die Gefahr kultureller Uniformität,
der auch die urbane Architektur teilweise
erlegen zu sein scheint. 

Wesentlich stärkere und nachhaltigere Ge-
meinschaftsformen ergeben sich aus den
sozialen und ethnischen Milieus. Da geht
es um Wohnstraßen und ganze Viertel,
um ethnische oder religiöse Gemeinschaf-
ten, um migrantische Kulturvereine
oder alternative Szenen. Dabei wird

sichtbar, dass solche Vergemeinschaf-
tungen auch gegeneinander gerichtet
sein können, also Segregation und Diffe-
renz bewirken. Dies lässt sich gegenwär-
tig in vielen Städten rund um islamische
Gemeinden und Moscheen beobachten.
Islamische Religionsvereine haben auch
deshalb großen Zulauf, weil sie vielen Mi-
granten in einer abweisenden deutschen
Einwanderungsgesellschaft Nähe, Wär-
me, Identität versprechen und auch eine
trotzige Geste der Selbstachtung verkör-
pern können: „Dann sind wir eben so
fremd, wie ihr uns macht!“ Ich brauche
kaum zu beschreiben, welche Spiralef-
fekte sich aus solchem Denken und Reden
ergeben. Offensichtlich ist jedenfalls,
dass die Stadtgesellschaften damit in
eine neue Dynamik von Integration und
Segregation geraten, wobei Bewegung
und Richtung keineswegs eindeutig
scheinen. 

Mein Schluss: Urbane Räume und Kulturen
entwickeln die Gesellschaft insgesamt
weiter, wenn sie Vielfalt nach innen und
Offenheit nach außen bedeuten. Wenn
sie beides ermöglichen: sich zu Hause in
der eigenen Stadt zu fühlen und zugleich
ein wenig anders, ein wenig fremd, ein
wenig freier. Wichtig ist, dass dies vor al-
lem Zugehörigkeit bedeutet. Stadtent-
wicklungspolitik hat heute genau dies zu
ermöglichen: Vielfalt, Vermischung, Ver-
gemeinschaftung. Sie muss diese urbanen
Kulturwelten pflegen, die den lokalen
Raum sichern und erschließen und ihn zu-
gleich mit der Welt verbinden. Dies geht
nur mit einer Kulturpolitik, die wichtige
Traditionen hochhält, Vorstellungen der
europäischen Stadt, der sozialen Stadt,
des architektonischen Erbes. Und das
geht nur durch eine Stadtpolitik, die
nachhaltig denkt und ressortübergrei-
fend koordiniert: Stadtkultur als Gesamt-
kunstwerk. Schaffen Sie also einfach das
Unmögliche: Entwickeln Sie Ihre urbanen
Welt-Räume terrestrisch weiter zu kultu-
rellen Stadtgesellschaften, zu offenen
und urbanen Heimatwelten!
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Energiegerechte
Stadtentwicklung,
München-
Freiham/Neuaubing

D
Projektträger
Landeshauptstadt München
Referat für Stadtplanung und Bauordnung

Kurzbeschreibung und Kommentare

Um das städtische Leitbild einer „energiegerechten Stadtentwicklung“ umzusetzen, wird die Pla-
nung der Neubausiedlung Freiham mit der Erneuerung des benachbarten Bestandsgebietes Neuau-
bing verknüpft. Über einen energiegerechten Strategieplan werden hohe Standards des Städte-
baus, des energieeffizienten Bauens und der Versorgung mit erneuerbaren Energien mit einem 
Erneuerungskonzept verknüpft, um die Bewohner der bestehenden Wohnsiedlung in eine sozial-
gerechte energetische Sanierung einzubinden.

Kurth: „Ich denke, unsere Städte brauchen mehr Stadtentwicklungsplanung. Sie brauchen eine
energiegerechte, klimagerechte Stadtentwicklungsplanung, in der auch die entsprechenden 
Akteure dabei sind. Dabei müssen wir „Alt“ und „Neu“ städtebaulich zusammen denken, von der
Infrastruktur, auch von der Energie. Das Projekt versucht, verschiedene Ebenen von Energiege-
rechtigkeit durchzuspielen und Antworten zu finden, wie Erkenntnisse aus dem Neubau auch auf
den Altbau übertragen werden können, um gleichzeitig eine soziale Verträglichkeit zu gewähr-
leisten. Denn so wichtig der Klimaschutz ist, wir sollten nicht so weit gehen, dass das eine über
dem anderen steht. Wir brauchen das nachhaltige Dreieck, wir brauchen eine Abwägung.“ 

Burgdorff: „Ich glaube, damit solche Projekte zu schnelleren Vorbildern werden, müssen wir 
Anerkennung organisieren. Mit der technologisch, direktiven Innovation kommen wir an der 
Stelle nicht mehr weiter. Und dann dürfen wir ein Thema nicht vergessen: Das sind Ressourcen-
effizienz und Stoffkreisläufe.“

Dr. Fritz Reusswig: „Ich bin sehr erfreut, dass sie bei dem Projekt das Thema Energiegerechtig-
keit nehmen und dass sie auch das Verhältnis zwischen Technik und Nutzerverhalten angehen.“ 

TRINITAS Stadt-Wert-
Schätzung, Görlitz 
Kompetenzzentrum

D
Projektträger
Görlitz Kompetenzzentrum Revitalisierender Städtebau
Technische Universität Dresden

Kurzbeschreibung und Kommentare

TRINITAS Stadt-Wert-Schätzung ist ein Baustein zur handlungsorientierten Umsetzung des Ziels,
die Innenstädte zu stärken und zu revitalisieren. Ziel des Projektes ist es, den Wert von historisch
gewachsenen Stadtteilen mit einem qualitativ hochstehenden öffentlichen Raum und Baubestand
für ökonomisch ausgerichtete Bewertungsverfahren der Immobilienwirtschaft und des Bankwe-
sens zu erschließen. Hierzu werden in einem Stadtwertspiegel die harten (ökonomischen) und
weichen (baukulturellen) Faktoren der Stadtentwicklung gleichgewichtig und übersichtlich abge-
bildet. Zugunsten einer nachhaltigen Stadtentwicklungspolitik sind neben ökonomischen, sozia-
len und ökologischen Werten auch baukulturelle Werte gleichwertig zu berücksichtigen. 

Sulzer: „Wir wollen Stadtbaukultur durch den Diskurs erzielen: Diskurs im Umgang mit der euro-
päischen Stadt, im Umgang mit Werten. Der Diskurs ist so zu verstehen, dass die Entscheidungsträ-
ger zusammen einen neuartigen Diskurs versuchen, um die Werte der Gründerstadt im Verhältnis
zu Stadtrandsiedlungen zu sehen. Stadt-Wert-Schätzung geht es darum, dass man der Vernich-
tung von Werten entgegenhält, dass die Gründerstädte  integral erhalten bleiben. Wir wollen den
Leerstand Schritt für Schritt von außen reduzieren und nicht innen.“

Speer: „Ich finde das großartig, was sie da machen. Alle Beteiligten in einem überschaubaren Zeit-
raum so einzubinden, dass sie am Ende sagen können, daraus mache ich eine Art Spielregel. Ich
glaube, dass wir bei der Diskussion sehr schnell auf ganz spezifische Beispiele und die Individualität
der Städte kommen und das auch auf der abstrakten Ebene gar nicht so viel weiter diskutieren kön-
nen. Wir müssen aber in den letzten Jahren festgestellen, dass viele der deutschen Städte nicht
mehr weit genug in die Zukunft gedacht haben. Ich glaube, dass wir uns intensiver mit den lang-
fristigen Veränderungen unserer Städte auseinandersetzen müssen.“ 



E „Stadtregionale Zusammenarbeit:
 
›› einer für alle ‹‹ oder 

›› jeder gegen jeden ‹‹?“
 

Ort: Zollverein School, Auditorium 

Kommentatoren 
Prof. Dr. Elisabeth Merk, Prof. Sigurd Trommer, Prof. Elke Pahl-Weber 

Einführung des Gastgebers: Folkert Kiepe 

„Vor dem Hintergrund alter Stadt-Umland-Probleme und dem demografischen Wandel drängt 
sich die Frage auf, wie gewährleistet man, was wir unter kommunaler Daseinsvorsorge erwarten. 
Es fehlt bislang, dass in den Verdichtungsräumen tragfähige Kooperationsformen gefunden wer
den, die auf Dauer auch tragen. Dazu sollte man alle Kooperationsformen nutzen. Aber irgend
wann wird am Ende von informellen Netzwerken doch die Frage gestellt werden müssen, ob man 
nicht eine regionale Ebene findet und in eine feste Kooperation, eine stabile Kooperationsform 
eingeht. Denn wenn man die Stadt-Umland-Entwicklungen, Bevölkerungsabnahme, Zwang zur 
Zusammenarbeit aus ökonomischen Gründen und die Rolle im europäischen Kontext zusammen
nimmt, denn die Kommission sieht die EU zwischen Finnland und Portugal und Griechenland und 
Irland längst als Region, als regional abgestimmtes Konstrukt, dann stellt sich die Frage: »Warum 
haben wir nicht eher darauf reagiert und wie kann man in Zukunft reagieren?«“ 

­
­

­

­

­
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Interkommunale 
und stadtregionale 
Kooperation 

E 
Projektträger 
Technische Universität Kaiserslautern 
Lehrstuhl Stadtplanung 
Entwicklungsagentur Rheinland-Pfalz 

Kurzbeschreibung und Kommentare 

Die vier Gemeinden Pirmasens, Zweibrücken, Homburg und Neuenkirchen befinden sich in 
einer Region, die von den Auswirkungen des strukturellen Wandels, insbesondere dem demo­
grafischen Wandel, Arbeitslosigkeit bei gleichzeitigem Fachkräftemangel und Flächenkonver
sion betroffen ist. Ziel des Projektes ist es, die interkommunale Kooperation der Gemeinden 
durch unterschiedliche Initialprojekte zu intensivieren. 

Steinebach: „Häufig bestehen bereits formelle Kooperationen in Zweckverbänden oder ge­
meinsamen GmbH. In den kritischen Bereichen, also Flächenentwicklung, Fachkräfteentwicklung, 
Bevölkerungsentwicklung gibt es bisher jedoch keine Kooperation. Da wollen wir ansetzen und 
verknüpfen, was auf der kommunalen Ebene passiert. Auch in den kritischen Feldern sollen Koope
rationen intensiviert werden. Hier geht es um die Frage, konkrete Raumkonflikte zu lösen.“ 

Trommer: „Bei der interkommunalen Zusammenarbeit müssen wir sehen, dass kommunale 
Grenzen heute nur noch Grenzen für Politik und Verwaltung sind. Deswegen ist die Frage, im 
Raum zu denken und die Menschen mitzunehmen und dafür auch Zielorientierung zu treffen, 
ganz wichtig. Und bei diesen Fragen müssen die Oberbürgermeister voran marschieren und den 
Raum öffnen, um damit auch Aufbruchsstimmung zu erzeugen.“ 

Pahl-Weber: „Stadtregionale Zusammenarbeit ist etwas, was eigentlich schon sehr selbstver­
ständlich ist, genauso wie überfordernd und mysteriös. Also müssen wir uns Fragen stellen: Wer 
kooperiert nun eigentlich, wenn Städte kooperieren? Ist das die Politik, ist das die Verwaltung? 
Welche Rolle spielen dabei Universitäten und Wissenschaft? Was ist eigentlich die Perspektive 
über den Informations- und Wissenstransfer hinaus?“
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koopstadt 2010 
Bremen, Leipzig,
Nürnberg

E
Projektträger
Freie Hansestadt Bremen
Stadt Leipzig
Stadt Nürnberg

Kurzbeschreibung und Kommentare

Ziel der Kooperation der Städte Bremen, Leipzig, Nürnberg im Rahmen von „koopstadt" ist es, aktu-
elle Herausforderungen der Stadtentwicklung gemeinsam zu erörtern, passgenaue Arbeitsweisen
zu erproben und die gesammelten Erfahrungen auszutauschen. Auf diese Weise wollen die Städte
miteinander und voneinander lernen. 

Zur Nedden: „Die Grundidee bei der Entstehung des Projektes war, dass es sinnvoll sein könnte,
mit Städten, die ähnliche Rahmenbedingungen haben, in Kontakt zu kommen, gemeinsam über
Projekte zu diskutieren, diese zu entwickeln und über den Meinungsaustausch, den Erfahrungs-
austausch neue Anregungen für die Weiterentwicklung der Projekte oder neuer Projekte zu er-
halten.“ 

Morschhäuser: „Das Projekt zeigt das »Drei mal eins der Stadtentwicklung«, weil es drei unter-
schiedliche Ansätze gibt. In Leipzig ein bestehendes Stadtentwicklungskonzept, dem die Projekte
zugeordnet werden müssen. Wir gehen von Nürnberg aus eher einen Bottom-Up-Ansatz und in 
Bremen den Top-Down-Ansatz, vom Leitbild in die Projekte.“

Baumheier: „Wir sind drei Städte, die gleiche Themen bewegen. Aber wie wir die Themen vor Ort
bewegen, das ist sehr unterschiedlich.“
„Das ist ein Schneeballeffekt, der immer mehr in die einzelnen Bereiche hineingeht und wo wir den
Erfahrungsaustausch voran bringen wollen. Und dieses wollen wir auf Projektebene, mit den Leuten,
die die Projekte selber machen, in Austausch bringen.“

Zukunftsorte: Wohnen,
im Ruhrgebiet (Route
der Wohnkultur)

E
Projektträger
Büro STADTIDEE

Kurzbeschreibung und Kommentare

Das Projekt Zukunftsorte stellt einen Baustein innerhalb des Projektes „Route der Wohnkultur“ der
Initiative Stadtbaukultur NRW dar, die ausgewählte öffentlich zugängliche Schauwohnungen und
Wohnquartiere des Ruhrgebiets in einen erlebbaren Zusammenhang bringt. Ergänzend sollen den
Bewohnern und Besuchern der Kulturhauptstadt 2010 prototypische Wohnformen als „Zukunfts-
orte“ präsentiert werden. Das Projekt umfasst die Identifizierung möglicher Standorte für künfti-
ges Wohnen im Ruhrgebiet, die Reflektion möglicher Zielgruppen und ihrer Wohnwünsche sowie
die Realisierung der „Pionierwohnformen“. 

Schauz: „Aufbauend auf Ergebnissen unterschiedlicher Untersuchungen wollen wir punktuell 
Prototypen setzen. Das heißt, wirklich gebaute, temporäre Architektur, die an ausgewählten 
Standorten wirklich ein Gefühl vermittelt, wie es sich hier lebt in Zukunft. Einen Ausblick zu ver-
mitteln, auf einen Ort, eine Region im Ruhrgebiet, die in Zukunft ein Wohnstandort sein kann.“ 

Merk: „Mein Eindruck ist, dass es ein sehr schönes Projekt ist, um eine Imagekampagne zu fahren.
Weil sie was Konkretes bauen wollen, wenn auch nur temporär, das man begehen kann und wo
man sich informieren kann. Die Frage ist, wie sehen eigentlich diese Typologien, von denen immer
geredet wird, dann eins zu eins auch aus?“

Trommer: „Ich nenn das immer das Mallorca-Syndrom: Unsere Städte stellen sich so dar, als ob 
sie Mallorca wären. Umgeben von einem Ozean, denn sie bilden sich nur ab bis zur Grenze und
drum herum ist alles weiß. Wenn man regionale Kooperation beginnt, dann sollte sie immer damit
beginnen, dass man die Städte im Kontext zeigt und möglichst über die letzte Grenze hinaus.“
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